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Artikel 54
(1) Wird die Auslieferung gewährt, so werden dem ersu­

chenden Staat Ort und Zeit der Übergabe der auszuliefern­
den Person mitgeteilt.

■, (2) Vorbehaltlich des in Absatz 3 vorgesehenen Falles ist
die Person, deren Auslieferung stattgegeben wurde, falls sie 
zum festgesetzten Zeitpunkt nicht übernommen worden ist, 
nach Ablauf einer Frist von dreißig Tagen nach diesem Zeit­
punkt freizulassen. Der ersuchte Staat kann dann ein erneu­
tes Ersuchen um Auslieferung wegen derselben Handlung 
ablehnen.

(3) Ist es einem Vertragsstaat infolge außergewöhnlicher 
Umstände nicht möglich, die auszuliefernde Person zu über­
geben oder zu übernehmen, so setzt er den anderen Staat 
davon in Kenntnis. Beide Vertragsstaaten vereinbaren einen 
neuen Zeitpunkt für die Übergabe; die Bestimmungen des 
Absatzes 2 finden Anwendung.

Artikel 55
(1) Auf Ersuchen übergibt der ersuchte Staat:

1. Gegenstände, die als Beweismittel für das Strafverfah­
ren dienen können;

2. Gegenstände, die durch die Auslieferungsstraftat erlangt 
worden sind.

Diese Gegenstände können auf Ersuchen auch dann überge­
ben werden, wenn die Auslieferung infolge Todes oder Flucht 
der auszuliefernden Person nicht vollzogen werden kann.

(2) Werden die Gegenstände, um deren Übergabe ersucht 
wird, vom ersuchten Staat in einem Strafverfahren als Be­
weismittel benötigt, kann die Übergabe bis zum Abschluß 
dieses Verfahrens aufgeschoben werden.

V (3) Rechte des ersuchten Staates oder Dritter an diesen Ge­
genständen bleiben unberührt. Gegenstände, an denen solche 
Rechte bestehen, sind dem ersuchten Staat spätestens nach 
Abschluß des Strafverfahrens zurückzugeben.

(4) Die Übergabe der in Absatz 1 genannten Gegenstände 
erfolgt in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften des 
ersuchten Staates.

Artikel 56
Der ersuchende Staat informiert den ersuchten Staat über 

den Ausgang des Strafverfahrens gegen die ausgelieferte 
Person.

Artikel 57
(1) Die Vertragsstaaten gestatten einander auf Ersuchen die 

Durchleitung solcher Personen durch ihr Hoheitsgebiet, die 
einem der Vertragsstaaten von einem Drittstaat ausgeliefert 
werden, sofern es sich dabei nicht um Staatsbürger des um 
Durchleitung ersuchten Staates handelt.

(2) Der um Durchleitung ersuchte Staat hat die betreffende 
Person für die Dauer der Durchleitung in Haft zu halten.

(3) Von dem um Durchleitung ersuchten Staat werden ge­
gen eine durch sein Hoheitsgebiet durchzuleitende Person 
wegen früherer strafbarer Handlungen keine Maßnahmen der 
Strafverfolgung oder des Vollzugs von Strafen angeordnet.

(4) Ein Ersuchen um Durchleitung ist wie ein Ausliefe­
rungsersuchen zu stellen und zu behandeln.

(5) Der ersuchte Staat gestattet die Durchleitung auf die 
ihm am zweckmäßigsten erscheinende Weise.

Artikel 58
(1) Die Auslieferungs- und Durchleitungskosten trägt der 

Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sie entstanden sind.
(2) Erfolgt die Auslieferung mit einem Luftfahrzeug, hat 

der ersuchende-Staat die Flugkosten zu tragen.

T e i l  IX
Übergabe von Verurteilten zum Vollzug 

von Freiheitsstrafen

Artikel 59
Staatsbürger des einen Vertragsstaates, die in dem anderen 

Vertragsstaat rechtskräftig zu Freiheitsstrafe verurteilt wur­
den, werden im gegenseitigen Einvernehmen nach den Be­
stimmungen dieses Vertrages zum Vollzug der Strafe an den 
Vertragsstaat übergeben, dessen Staatsbürger sie sind.

Artikel 60
Die Übergabe des Verurteilten zum Vollzug der Strafe er­

folgt nicht, wenn
1. nach den Gesetzen des Vertragsstäates, dessen Staats­

bürger der Verurteilte ist, die Handlung, wegen der er 
verurteilt wurde, keine Straftat ist;

2. gegen den Verurteilten bereits in dem Vertragsstaat, 
dessen Staatsbürger er ist, in der gleichen Sache ein 
rechtskräftiges Urteil ergangen ist oder die Strafverfol­
gung eingestellt wurde;

3. die Strafe. in dem Vertragsstaat, dessen Staatsbürger 
der Verurteilte ist, infolge Verjährung oder aus einem 
anderen, in den Gesetzen dieses Vertragssfaates. vorge­
sehenen Grunde nicht vollzogen werden kann;

4. der Verurteilte seinen Wohnsitz auf dem Hoheitsgebiet 
des Vertragsstaates hat, dessen Gericht das Urteil erlas­
sen hat;

5. wegen der Übergabe des Verurteilten kein Einverneh­
men erzielt wurde.

Artikel 61
Der Verurteilte, der zum Vollzug der Strafe an den Ver­

tragsstaat übergeben wurde, dessen Staatsbürger er ist, darf 
nicht erneut wegen der gleichen Straftat strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden.

Artikel 62
(1) Die Übergabe des Verurteilten zum Vollzug der Strafe 

erfolgt auf Ersuchen des Vertragsstaates, dessen Gericht das 
Urteil erlassen hat, wenn.der andere Vertragsstaat sein Ein­
verständnis erklärt hat, ihn nach den Bedingungen dieses 
Vertrages zu übernehmen.

(2) Der Vertragsstaat, dessen Staatsbürger der Verurteilte 
ist, kann den Vertragsstaat, dessen Gericht das Urteil erlas­
sen hat, ersuchen, die Möglichkeit der Übergabe des Ver­
urteilten zu prüfen.

(3) Der Verurteilte oder seine Verwandten können bei den 
zuständigen Organen der beiden Vertragsstaaten ein Gesuch 
um Übergabe des Verurteilten zum Vollzug der Strafe stellen. 
Der Verurteilte wird über die Möglichkeit, ein Gesuch zu 
stellen, von den zuständigen Organen des Vertragsstaates, 
dessen Gericht das Urteil erlassen hat, belehrt.

■ ■ Artikel 63
(1) Einem Ersuchen um Übergabe eines Verurteilten zum 

Vollzug der Strafe sind beizufügen:
1. eine Ausfertigung des Urteils und der gegebenenfalls in 

der Sache getroffenen Entscheidungen übergeordneter 
Gerichte sowie die Bescheinigung der Rechtskraft des 
Urteils;

2. eine Abschrift der in der betreffenden Sache angewandten 
Gesetzestexte;

3. Unterlagen über den bereits vollzogenen Teil der Strafe 
und den Teil der Strafe, der noch zu vollziehen ist;

4. Unterlagen über die Verwirklichung einer Zusatzstrafe, 
wenn eine solche festgesetzt wurde;

5. die Bescheinigung zum Nachweis der Staatsbürgerschaft 
des Verurteilten;


